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Urlaubsanspruch während Maßnahmen zur Eingliederung in Arbeit 
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Für Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) sind die Vorschriften nach dem Bundesurlaubs- 
gesetz anzuwenden. Nach einer Information des Bildungswerkes Niedersäch- 
sischer Volkshochschulen GmbH wurde Teilnehmem/Teilnehmerinnen einer 
siebenmonatigen Qualifizierungsmaßnahme mit Praktikumstanteil (Maßnahme 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 SGB II) der Urlaub zwischen den Weihnachtsfeiertagen 
und Silvester 2006 von der Arge Delmenhorst verwehrt. Der Bildimgsträger 
weist darauf hin, dass, wenn ein Maßnahmeteilnehmer/eine Maßnahmeteilneh- 
merin nach der Maßnahme eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
aufnimmt und die sechsmonatige Wartezeit für Urlaub durch die Arbeitgeber 
geltend gemacht wird, die bzw. der Betroffene möglicherweise 1 3 Monate 
keinen Urlaub nehmen kann. Viele der Maßnahmeteilnehmer/Maßnahmeteilneh- 
merinnen haben Familie und Kinder. 


1 . Wie bewertet die Bundesregierung die Verweigerung von Urlaub für Teil- 
nehmer/Teilnehmerinnen von Maßnahmen zur Eingliederung in Arbeit nach 
§ 16 Abs. 2 Satz 1 SGB II? 

Einer Planung von maßnahmefreien Tagen während einer auf der Rechtsgrund- 
lage des § 16 Abs. 2 Satz 1 SGB II bewilligten Maßnahme steht nichts entge- 
gen. 

Auch bei der Anerkennung von Maßnahmen der Förderung der beruflichen 
Weiterbildung nach § 16 Abs. 1 SGB 11 werden bei der Maßnahmeplanung 
regelmäßig freie Tage innerhalb der Dauer der Maßnahme berücksichtigt, 
sofern die Maßnahme länger als sechs Monate dauert. Die Anzahl der maß- 
nahmefreien Tage richtet sich dabei nach der im Bundesurlaubsgesetz geregel- 
ten Mindestdauer von zwei Tagen je Monat. Ähnliches gilt auch bei Arbeitsge- 
legenheiten mit Mehraufwandsentschädigung nach § 16 Abs. 3 SGB II, bei 
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denen die Vorschriften des Bundesurlaubsgesetzes mit Ausnahme der Regelun- 
gen über das Urlaubsentgelt entsprechend anzuwenden sind. 


2. Wie begründet die Bundesregierung die Ungleichbehandlung dieser Maß- 
nahmeteilnehmer/Maßnahmeteilnehmerinnen gegenüber Maßnahmeteilneh- 
mem/Maßnahmeteilnehmerinnen in Arbeitsgelegenheiten? 

Es besteht keine Ungleichbehandlung. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung diese Ungleichbehandlung durch eine 
Gesetzesänderung aufzuheben? 

Siehe Antwort zu Frage 2. 
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